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Psychische Erkrankungen sind Volkskrankheiten und stellen eine der größten gesell-
schaftlichen Herausforderungen unserer Zeit dar. Anlässlich der anstehenden Land-
tagswahl 2026 plädiert die Deutsche Gesellschaft für Psychiatrie und Psychotherapie, 
Psychosomatik und Nervenheilkunde (DGPPN) dafür, in Sachsen-Anhalt dem Ansatz 
Mental Health in all Policies zu folgen, also politikfeld- und ressortübergreifende Maß-
nahmen zu gestalten. Denn psychische Gesundheit ist eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe.

Für die psychiatrische Versorgungslandschaft hat die DGPPN ein Zielbild vor Augen:

	■ Zielgruppengerechte Prävention und Aufklärung, die informiert und gegen 
Stigmatisierung wirkt

	■ Forschungspolitik, die die Erforschung der psychischen Gesundheit 
schwerpunktmäßig fördert

	■ Gesundheitspolitik, welche die Versorgung von psychisch erkrankten Menschen als 
Teil der Daseinsfürsorge begreift

	■ Versorgung, die setting- und sektorenübergreifend funktioniert und den klinischen 
ambulanten sowie stationären Bereich und die Eingliederungshilfe aufeinander 
abstimmt

	■ Behandlung, die Teilhabe ermöglicht, Selbstbestimmung sowie Selbstwirksamkeits-
erwartung stärkt und Zwang vermeidet

Für die Erreichung dieser Ziele fordert die DGPPN für die kommende Wahlperiode:

	■ Niedrigschwelligen Zugang zu ärztlicher Versorgung und Verringerung von Warte-
zeiten

	■ Schaffung von Anreizen zur Gewinnung gut ausgebildeter Ärztinnen und Ärzte, 
Fachärztinnen und Fachärzte aus dem Ausland, um eine adäquate Versorgung der 
Bevölkerung sicherzustellen

	■ Stärkung der ambulanten beruflichen und medizinischen Rehabilitation
	■ Förderung der Forschung zu psychischer Gesundheit, insbesondere im ländlichen 

Raum
	■ Stärkung der sozialpsychiatrischen Dienste sowie ambulanter psychiatrischer 

Pflege und Soziotherapie
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Förderung der Prävention psychischer Erkrankungen
Psychische Erkrankungen gehören in Deutschland zu den häufigsten Erkrankungen und können  
zu großem Leid, Behinderung und frühzeitigem Tod führen.
Die DGPPN fordert:

	■ die Stärkung von Beratungsstellen und -angeboten durch Sicherung einer mehrjährigen 
Finanzierung, im Sinne der Primär- und Sekundärprävention 

	■ bestehende wirksame Präventionsangebote von Krankenkassen auszubauen

Versorgung2.
Ärzte- und Fachärztemangel entgegenwirken
Vor allem im ambulanten Bereich kommt es zu langen Wartezeiten für die Patientinnen und Patien-
ten. Je ländlicher die Region, desto ausgeprägter ist dieses Problem. Ärztinnen und Ärzte, Fachärz-
tinnen und Fachärzte aus dem Ausland übernehmen mittlerweile einen großen Teil der Versorgung 
von psychisch erkrankten Menschen und sind geschätzt im Miteinander therapeutischer Teams. 

	■ Die DGPPN fordert, Anreize zu setzen, die darauf abzielen, gut ausgebildete Ärztinnen und Ärzte, 
Fachärztinnen und Fachärzte aus dem Ausland zu gewinnen, um langfristig eine Sicherstellung 
der Versorgung zu gewährleisten und die Mitarbeitenden zu unterstützen.

Stärkung und Ausbau der sozialpsychiatrischen Versorgung 
Viele sozialpsychiatrisch tätige Institutionen und Vereine haben Schwierigkeiten, ihre jeweilige 
Finanzierung zu sichern, obwohl diese, vor allem für die Sekundär- und Tertiärprävention, von wich-
tiger Bedeutung sind. Es besteht daher die Notwendigkeit der Stärkung der sozialpsychiatrischen 
Versorgung. 
Die DGPPN fordert:

	■ die auskömmliche Finanzierung der sozialpsychiatrischen Dienste
	■ eine Stärkung der ambulanten psychiatrischen Pflege und der Soziotherapie
	■ die Schaffung von störungsspezifischen Wohngruppen für Patientinnen und Patienten mit 

Leistungsbeeinträchtigungen (sowohl ambulant als auch stationär)
	■ ein Hinwirken der Landesregierung auf Bundesebene zur weiteren Stärkung aufsuchender 

Behandlungen im SGB V und SGB IX
	■ die Verstärkung der Hilfen zum Wohnen und Schaffung geeigneter Einrichtungen für psychisch 

erkrankte Menschen in Wohnungslosigkeit oder prekären Wohnverhältnissen mit Beratungs-  
und Betreuungsangebot im Sinne der Tertiärprävention

	■ die Einrichtung und Finanzierung von Präventionsstellen zur intensiven psychosozialen Betreuung 
von Menschen mit schweren psychischen Erkrankungen und Gewaltpotential, mit dem Ziel der 
Gewaltprävention; dabei soll nach dem Vorbild von Bayern und zwischenzeitlich auch anderen 
Bundesländern vorgegangen werden

 

Prävention1.
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Stärkung der sektorenübergreifenden Behandlung
Die wirksame Behandlung psychischer Erkrankungen sowie die psychosozialen Hilfen sind durch die 
Sektorengrenzen zwischen stationärer, teilstationärer und ambulanter Behandlung sowie Zustän-
digkeitsabgrenzungen nach den Sozialgesetzbüchern schwer beeinträchtigt. 
Die DGPPN fordert:

	■ die flächendeckende Einrichtung von sektorenübergreifenden Behandlungsmöglichkeiten durch 
die Einführung von Globalbudgets (wie in den §64b Modellen)

	■ eine flächendeckende regionale Versorgungsverpflichtung in der Akutbehandlung und durch  
die verbindliche Zusammenarbeit im gemeindepsychiatrischen Verbund eine regionale Pflicht
versorgung in der Eingliederungshilfe

Ausbau des Versorgungsangebots für Menschen mit Abhängigkeitserkrankungen
Im ländlichen Raum fehlt es an Angeboten für substanzabhängige Patientinnen und Patienten. 
Ambulante Langzeittherapien sind nicht vorhanden. 

	■ Die DGPPN fordert die Schaffung von Angebotsstrukturen für Menschen mit einer Drogen
abhängigkeit im ländlichen Raum.

Forschung3.
Förderung der Forschung zu psychischer Gesundheit
Damit das Bundesland wettbewerbsfähig bleibt, muss zwingend ein attraktives Umfeld für inter-
nationales Forschungspersonal geschaffen werden. 
Die DGPPN fordert:

	■ die Landesregierung auf, die zwei Universitätskliniken (mit jeweils einem Studiengang Human-
medizin) zu erhalten

	■ die bisherige Hochschulpolitik des Landes anzupassen. Die Befristung von W2-Professuren auf 
zweimal fünf Jahre ist aufgrund der mangelnden Planbarkeit im Vergleich zu anderen Bundes-
ländern unattraktiv

	■ Bürokratieabbau und eine Reduktion der langen Bearbeitungsregelungen im Bereich des 
Tierschutzgesetzes, um eine ethisch hochverantwortliche Forschung besser zu ermöglichen

	■ eine Förderung der Versorgungsforschung im ländlichen Raum
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Teilhabe4.
Unterstützung von Menschen mit psychischen Erkrankungen zur  
chancengleichen Teilhabe 
Handlungsbedarf zeigt sich bei den langfristigen Hilfen – insbesondere im Bemühen um eine 
bedarfsgerechte, ambulante Behandlung und die chancengleiche Teilhabe Betroffener mit schwe-
ren psychischen Erkrankungen an der Arbeit und am Leben in der sozialen Gemeinschaft. Hier-
bei gilt: Die wohnortnahe, kontinuierliche Behandlung in Praxen oder Ambulanzen ist Grundlage 
für Teilhabe, Stabilisierung und Selbstständigkeit. Zugleich kann die ambulante und aufsuchende 
Behandlung – auch im Krisenfall – die Selbstbestimmung und die Selbstwirksamkeitserwartung 
stärken. Ambulante wohnortnahe Behandlungsstrukturen leisten ferner einen Beitrag zur Vermei-
dung von Zwang.

Das Bundesteilhabegesetz (BTHG) könnte in diesem Zusammenhang eine wichtige Rolle spielen. 
Doch obwohl schon vor zehn Jahren in Kraft getreten, ist es in vielen Regionen nur unvollständig 
umgesetzt und nicht auskömmlich finanziert. Hier dürfen die Anstrengungen nicht nachlassen, 
angemessene Teilhabe für Betroffene zu erstreiten. 

	■ Die DGPPN fordert die Stärkung der ambulanten beruflichen und medizinischen Rehabilitation –  
insbesondere für den ländlichen Raum, wo kaum Zugang zu Leistungen der beruflichen Rehabili-
tation gewährleistet ist.
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